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�Schwarzarbeit ist kein Mangel 
 
BGH, Urteil vom 28. Mai 2021, Az.: V ZR 24/20 

 
Ein Grundstück ist nicht allein deshalb mangel-
haft, weil bei der Errichtung des darauf befindli-
chen Gebäudes gegen das SchwarzArbG versto-
ßen wurde. 

Die Klägerin kaufte mit notariellem Ver-
trag ein Grundstück von der Beklagten. In dem Ver-
trag wurden die Rechte des Käufers wegen eines 
Sachmangels ausgeschlossen. Das auf dem 
Grundstück erbaute Gebäude wies im Zuge von 
Umbauarbeiten Mängel (Feuchtigkeit im Keller) 
auf. Die Klägerin machte daher eine Kaufpreismin-
derung geltend. Das Landgerichtgericht wies die 
Klage ab. Das Kammergericht hat die Berufung 
durch Teilurteil zurückgewiesen. Mit der Revision 
zum BGH wendet sich der Beklagte gegen das 
Schlussurteil. 

Der BGH hob das Schlussurteil inso-
weit auf, als dies zum Nachteil des Beklagten er-
kannt worden ist. Die Klägerin argumentierte unter 
anderem, dass der Beklagte die Klägerin darüber 
hätte unterrichten müssen, dass das Gebäude teil-
weise in Schwarzarbeit errichtet worden ist. Sie sei 
deshalb arglistig getäuscht worden. Die Annahme 
hält einer rechtlichen Prüfung jedoch nicht stand. 
Folgend der Ansicht des BGH verkennt das Beru-
fungsgericht den Anknüpfungspunkt der Arglist in 
§ 444 BGB und die ihr nach dieser Vorschrift zuge-
dachte Wirkung. Aufgrund des systematischen Zu-
sammenhangs der §§ 444 und 437 BGB meint 
Mangel jeden einzelnen Mangel, auf den sich der 
Käufer beruft. Arglist liegt demnach nur vor, wenn 
der Verkäufer diesen konkreten Mangel kennt oder 
zumindest im Sinne eines bedingten Vorsatzes für 
möglich hält und billigend in Kauf nimmt. Das 
schließt es aus, ein arglistiges Verschweigen von 
Mängeln durch den Verkäufer allein daraus abzu-
leiten, dass das Gebäude auf dem verkauften 
Grundstück teilweise unter Verstoß gegen das 
Schwarzarbeitbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) 
errichtet worden ist. Das SchwarzArbG knüpft da-
ran an, ob sozial-, steuer- und gewerberechtlichen 
Pflichten Folge geleistet wurde, aber es befasst 

sich nicht mit dem Inhalt der versprochenen Leis-
tungen. Erst recht sagt dieses Gesetz nicht aus, 
dass die vereinbarte Leistung nicht wie vorgesehen 
erbracht wurde. Der Verstoß gegen dieses Gesetz 
lässt folglich nicht auf eine mangelhafte Leistung 
schließen. Die Tatbestände des SchwarzArbG ge-
ben keine Auskunft darüber – und darauf kommt 
es bei der Arglist an –, dass der Auftraggeber 
Kenntnis von Fehlern bei der Ausführung der Wer-
kleistung hatte oder einen solchen Fehler billigend 
in Kauf genommen hätte. Sie begründen noch 
nicht einmal den Verdacht, dass die Arbeiten nicht 
ordnungsgemäß ausgeführt worden sind und das 
Grundstück deshalb mangelhaft sei. Daran ändert 
auch der Umstand nichts, dass ein Verstoß gegen 
das SchwarzArbG zur Nichtigkeit des Werkver-
trags führt. Die Nichtigkeit des Vertrages bietet 
keine Grundlage für die Annahme, dass die Leis-
tung mangelhaft gewesen wäre oder der Auftrag-
geber davon Kenntnis gehabt hätte. 

Zudem stellt der BGH noch einmal 
deutlich klar, dass erstens das arglistige Ver-
schweigen eines Mangels nicht dazu führt, dass 
sich der Verkäufer gar nicht mehr auf einen verein-
barten Haftungsausschluss berufen kann, sondern 
ihm vielmehr die Berufung auf diesen Mangel nur 
insoweit verwehrt ist, als er den Mangel verschwie-
gen hat. Und zweitens betont der BGH, dass es für 
die Annahme von Arglist nicht genügt, dass sich 
dem Verkäufer das Vorliegen aufklärungspflichti-
ger Tatsachen hätte aufdrängen müssen.  
 
Fazit:  
Der Verstoß gegen das SchwarzArbG lässt ein Ge-
bäude nicht „mangelhaft“ werden. Eine andere 
Frage ist, ob dies mittelbar Auswirkungen auf wei-
tere Vereinbarungen im Kaufvertrag haben kann. 
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� Punktuelle Reparaturarbeiten 
im Bestandsbau
 
KG, Urteil vom 13. April 2021, Az.: 21 U 45/19 
 
Beauftragung von punktuellen Reparaturen im Be-
standsbau nach Leistungsverzeichnis (Einheits-
preise) umfasst keine Kosten weiterer Baumaß-
nahmen. 

Die Klägerin ist Werkunternehmerin. 
Der Beklagte ist Pächter eines mit einem Wohn-
haus bebauten Grundstücks. Der Beklagte beauf-
tragte die Klägerin in insgesamt vier Aufträgen zu 
Reparaturen / Maßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Heizungssystem des Gebäudes. Allen durch 
die Klägerin ausgeführten Leistungen lag ein An-
gebot der Klägerin zugrunde. Die Durchführung 
der von der Klägerin verlegten Leitungen durch die 
Decken des Gebäudes waren nicht dicht, so dass 
Essensgerüche von einem Stockwerk zum anderen 
dringen konnten. Der Beklagte meint, dass durch 
die ordnungsgemäße Abdichtung der Durchbrüche 
höhere Kosten entstehen und bezahlt die Rech-
nungen für die Aufträge 2-4 nicht. Mit ihrer Klage 
nimmt die Klägerin den Beklagten auf Zahlung der 
Rechnungen in Anspruch, die Klage hat dem 
Grunde nach Erfolg. 

Das KG entschied über die Berufung 
des Beklagten und Anschlussberufung der Kläge-
rin und sah den Werklohnanspruch der Klägerin 
gegen den Beklagten dem Grunde nach als be-
gründet an. Es ist unstreitig zwischen den Par-
teien, dass die Deckendurchführungen mangels 
ordnungsgemäßer Abdichtung mangelhaft sind. 
Der Senat führt aus, dass die Klägerin nicht ver-
pflichtet ist, diese Mangelbeseitigung ohne zusätz-
liche Vergütung zu erbringen. Die Leistungen sind 
nicht von der Vergütung erfasst, die die Parteien 
für die Leistungen der Klägerin vereinbart haben. 
Die Klägerin hat ihre Leistungen mit einem Leis-
tungsverzeichnis nach Einheitspreisen angeboten. 
Der Verschluss der Deckendurchbrüche ist dort 
weder aufgeführt, noch einer der dort beschriebe-
nen Teilleistungen zuzuordnen.  

Dieses Verschließen ist auch nicht des-
halb ohne Mehrvergütung in den (Teil-)Aufträgen 
des Beklagten umfasst, weil diese Sichtweise sei-
ner Interessenlage entspricht. Denn umgekehrt 
entspricht es ebenso den Interessen der Klägerin, 
sich im Rahmen dieser Aufträge nicht ohne Mehr-
vergütung zu Leistungen zu verpflichten, die über 
das Leistungsverzeichnis hinausgehen. Bei diesem 

Interessengegensatz ist es nach Meinung des Se-
nats entscheidend, dass es sich bei der streitge-
genständlichen Baumaßnahme um eine punktuelle 
Reparatur- bzw. Sanierungsmaßnahme in einem 
älteren Bestandsgebäude handelt. Wenn eine sol-
che Baumaßnahme aus Anlass eines konkreten 
Schadensfalls in Auftrag gegeben wird, ist für den 
Besteller in der Regel erkennbar, dass sich der ge-
naue Umfang der Leistungen, die zur Erreichung 
des Ziels der Maßnahme erforderlich sind, mitun-
ter erst im Verlauf Arbeiten herausstellt. Insbeson-
dere wenn es dem Besteller um eine günstige Re-
paraturmaßnahme geht und der Unternehmer sich 
darauf einlässt und bemüht ist, in seinem Angebot 
die Kosten niedrig zu halten, ist für eine objektive 
Vertragspartei erkennbar, dass der Unternehmer 
mit diesem Angebot im Zweifel nur die explizit auf-
geführten Leistungen erbringen will und nicht be-
reit ist, den geschuldeten funktionalen Erfolg auch 
dann zu dieser Vergütung zu erbringen, wenn sich 
Weiterungen ergeben. Möchte der Besteller die 
vereinbarte Vergütung in einem solchen Sinne 
funktional oder pauschal verstanden wissen, so-
dass die schwer kalkulierbaren Risiken seiner Be-
standsimmobilie vom Bauunternehmer übernom-
men werden, dann muss es konkrete Anhalts-
punkte dafür geben, dass sich der Unternehmer 
darauf eingelassen hat. 

Weiterhin führt das KG aus, dass wenn 
für einen Werkunternehmer erkennbar ist, dass mit 
den Leistungen, die er für die vereinbarte Vergü-
tung zu erbringen hat, kein funktionstauglicher Er-
folg zu erzielen ist, er den Besteller hierauf hinwei-
sen muss. Der fehlende Hinweis kann einen Scha-
densersatzanspruch begründen, den der Besteller 
einredeweise gegen den Vergütungsanspruch ein-
wenden kann. Dies setzt allerdings weiter voraus, 
dass der Besteller im Falle des Hinweises den 
Werkunternehmers nicht oder jedenfalls nicht in 
diesem Umfang beauftragt hätte. 

 
Fazit: 
Bei punktuellen Reparaturen / Sanierungsarbeiten 
in Bestandsimmobilien ist bei Zugrundelegung ei-
nes Leistungsverzeichnisses nach Einheitspreisen 
jenes für den Leistungsumfang des Werkunterneh-
mers maßgeblich. Ist eine Werkleistung nicht vom 
Leistungsverzeichnis umfasst, ist sie in der Regel 
ohne Mehrvergütung nicht zu erbringen. 
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